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Berlin, den 18. Juli. Se. Majeſtät der König haben Aller— 
gnädigſt geruht: dem Seconde-Lientenant Freiherrn von Roſenberg 
im 1. Garde⸗Regiment zu Fuß den Rothen Adler-Orden vierter Klaſſe 
mit Schwertern; ſo wie dem Unteroffizier Friedrich Auguſt Beh— 
rendt im 2. Garde-Regiment zu Fuß, dem Unteroffizier und Regi— 
ments⸗Tambour Weißmeyer vom 25. Jufanterie-Regiment, desglei⸗ 
chen dem Bergmanne Johann Hauptmann auf der Braunkohlen⸗ 
grube Adam bei Rauen die Rettungs-Medaille mit dem Bande zu 
verleihen; und den früheren Land⸗ und Stadtgerichts⸗Direktor Hahn 
zu Halberſtadt zum Appellatiousgerichts⸗Rath bei dem Appellations- 
gerichte zu Breslau zu ernennen. 

Der außerordentliche Gefandte und bevollmächtigte Miniſter am 
päpſtlichen Hofe, Kammerherr von U ſedom, iſt nach Kiſſingen ab⸗ 
gereiſt. 


Politiſcher Rückblick. 


Das Dunkel, welches über den gegenwärtigen Unions „Beſtrebun— 
gen Deutſchlands ſchwebt, iſt noch keineswegs aufgehellt. worden. Die 
Nachrichten, welche aus den geheimen Cabinetten darüber in die Oef⸗ 
fentlichkeit gelangen, find fo widerſprechend „daß es fait unmöglich iſt, 
die Faden der Verhandlungen mit Sicherheit zu verfolgen. So viel 
leuchtet indeß klar ein, daß Oeſterreich, der alte Rivale Preußens, ſeine 
vermeintlichen Anſprüche auf das Prineipat Deutſchlands keineswegs 
aufzugeben geneigt iſt; und, wo es für den Augenblick nachzugeben 
ſcheint, da lawirt es nur, um Zeit zu gewinnen, damit es ſeine eigent— 
lichen Abſichten ſpäter um ſo entſchiedener und gewiſſer zur Ausfüh⸗ 
rung bringen könne. Es liegt dem Oeſterreichiſchen Cabinet zunächſt 
Alles daran, Preußen jedes phyſiſchen und moraliſchen Haltpunktes 
im übrigen Deutſchland zu berauben. In dieſer Abſicht hat es neuer⸗ 
dings an Preußen die Forderung geſtellt, die definitive Conſti— 
twirung der Union aufzuſchieben und das Erfurter Par— 
lament nicht einzuberufen, indem es die Hoffnung nicht aufgiebt, 
daß es ihm durch ſeine diplomatiſchen Künſte gelingen werde, ein 
Glied nach dem anderen von der Union zu treunen und ſo die Letz— 
tere mit der Zeit ganz zu ſprengen. Preußen ſcheint die eigentlichen 
Abſichten Oeſterreichs zu durchſchauen, und hat deshalb jene Forde— 
rungen auf's Beſtimmteſte zurückgewieſen. Der Graf Bernſtorf hat 
dieſe glückliche Entſcheidung, welche den Fortſchritten der Union nur 
günſtig fein kann, nach Wien gebracht. Gleichzeitig hat Preußen in 
Betreff des weiteren Bundes Vorſchläge zur definitiven Geſtaltung 
einer Deutſchen Central⸗Gewalt gemacht, und falls dieſelben von 
Oeſterreich verworfen werden ſollten, ſcheint es entſchloſſen zu ſein, die 
Verhandlungen mit dem Letzteren einſtweilen abzubrechen und ſeine 
Bevollmächtigten aus Frantfurt abzuberufen. — Die Frankfurter Ver⸗ 
ſammlung giebt nur noch wenig Lebenszeichen von ſich, ihr Ende 
ſcheint nahe bevorzuſtehen. Die Nachricht, daß Oeſterreich daſelbſt den 
Antrag geſtellt habe, die Geſton an Dänemark auszuliefern, hat ganz 
Deutſchland mit gerechter Entrüſtung erfüllt und Preußens Proteſt 
dagegen die allgemeinſte Anerkennung gefunden. — Große Thätigkeit 
entwickelt das Fürſten⸗Collegium in Berlin. Es hat in Betreff Sach— 
ſens entſchieden, da ß daſſelbe ſich weder der Verpflichtung 
zur Gewährung der Verfaſſung, noch der Verpflichtung, 
ſich dem Ausſpruche des Schiedsgerichtes zu unterwer⸗ 
fen, entziehen könne. Ebenda haben die Thüringiſchen Staaten 
den Antrag geſtellt, ſofort zur definitiven Conſtituirung der Union zu 
ſchreiten, und wenn das Proviſorium auch noch bis zum 31. Juli vers 
längert worden iſt, fo ſcheint es dennoch, als ob Preußen nun nicht 
länger zögern werde, ſeinem Werke endlich die Krone aufzuſetzen, zu 
welcher Hoffnung man um fo eher berechtigt fein darf, als das Für⸗ 
ſten⸗ Collegium auf den Antrag Preußens eine Aufforderung an alle 
schwankenden Unionsſtaaten vorbereitet, fich entſchieden über ihr Vers 
bleiben in der Union und über die ſtreuge Erfüllung ihrer Unions⸗ 
pflichten zu erklären. Auch dürften die Bemühungen des Miniſters v. 
Manteuffel in Potsdam, die baldige Einberufung des Erfurter Par⸗ 
lamentes durchzuſetzen, nicht ohne günftigen Erfolg bleiben. 

Preußen hat den Frieden mit Dänemark im Namen Deutſch⸗ 
lauds abgeſchloſſen, aber demſelben gleichzeitig ein Separat⸗Protokoll 
beigefügt, deſſen Ratiſicirung am 6. Juli erfolgt iſt. Die Deutſchen 
Regierungen haben ihre Zuſtimmung zu dem Frieden innerhalb dreier 
Wochen zu erklären, und es ſcheint bis jetzt, als ob die Zuſtimmung 
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son keiner verweigert werden wird. Ueber die inneren Angelegenheiten 


der Schleswig -Holſteiniſchen Herzogthümer, namentlich über die Erb⸗ 
folge und die Regulirung der Grenzen iſt in dem Friedens-Pakt nichts 
Beſtimmtes feſtgeſetzt; die Beſtimmungen ſind vielmehr dem Garantie⸗ 
Traktat der Großmaͤchte vorbehalten, wonach, den neueſten Nachrichten 
zufolge, die Erbfolge in Dänemark an das Haus Oldenburg über— 
gehen ſoll. Die Nachricht, daß Preußen dieſen Garantie- Traktat mit 
unterzeichnet habe, hat ſich zur allgemeinen Freude nicht bejtätigt; der 
Preußiſche Geſandte v. Bunſen in London hat vielmehr einen ener⸗ 
giſchen Proteſt dagegen erhoben, dem beizutreten Oeſterreich mora⸗ 
liſch genöthigt iſt. Für den Verkehr mit Rußland ſind bedeutende 
Paßerleichterungen eingetreten. Eine Königliche Verordnung hat die 
Organiſation der Juſtiz- und Verwaltungsbehörden in den Hohenzol⸗ 
lernſchen Fürſtenthümern, ſo wie eine andere die Ausübung der Ge⸗ 
richtsbarkeit in der Marine näher beſtimmt. Ueber die Rechte der 
Eltern in Betreff der Beſtimmung der Religion ihrer Kinder iſt ein 
Geſetz erlaſſen worden. Der Handelsminiſter v. d. Heydt bereiſt die 
Oſtſee-Provinzen, und wird mit Proteſten gegen die beabſichtigte Er- 
höhung der Schutzzölle förmlich beſtürmt. 

In Oeſterreich hat die Entlaſſung Haynau's vom Commando 
der dritten Armee und ſeine Entbindung von allen Vollmachten, die 
ihm in Ungarn übertragen waren, große Senſation erregt. Er beab⸗ 
ſichtigt, ſich nach Heſſen-Kaſſel, wo er die ihm vom Kaiſer geſchenkten 
Summen in Sicherheit gebracht hat, in den Ruheſtand zurückzuziehen. 
Der Fluch des Ungariſchen Volkes folgt ihm nach. Mit Toskana iſt 
eine Militär-Conbention abgeſchloſſen worden. Die Armee wird redu⸗ 
zirt. Die Kaiſerliche Gunſt, welcher ſich die Slaven eine Zeit lang zu 
erfreuen hatten, ſcheint ſich den Ungarn wieder mehr zuzuwenden. 

In Baiern hat das Miniſterium eine Niederlage erlitten, in⸗ 
dem die Kammer für Militär-Ausgaben ſtatt der verlangten 12 Mil- 
lionen Fl. nur 8 Mill. bewilligte. Man ſieht ſich daher zu Reduktionen 
in der Armee genöthigt. Das Singen der Marſeillaiſe iſt bei hoher 
Geldſtrafe verboten worden. A 1 

In Wuͤrtemberg iſt das neue Minifterium „Linden - Miller 
endlich zu Stande gekommen; es iſt mit der neuen Hofpolitif vollkom⸗ 
men einverſtanden, ſcheint aber nicht zu neuen Oktoyirungen geneigt 
zu ſein. Am 3. Juli iſt in Stuttgart der Staatsgerichtshof zur Ver⸗ 
handlung der Miniſteranklage einberufen worden. 

In Heſſen-Kaſſel iſt der Miniſter Haſſenpflug trotz ſeiner 
Verurtheilung in Greifswald noch immer am Ruder, obgleich von 
allen Seiten Adreſſen wegen Entlaſſung deſſelben an den Kurfürſten 
gelangen. Die Offiziere haben dem Kriegsminiſter ſogar mit ihrem 
Austritt aus dem Dienſte gedroht, falls der verhaßte Minifter- Präfi- 
dent noch länger auf ſeinem Poſten belaſſen werde. Die Aufregung 
im Lande iſt in Folge der landesherrlichen Verordnung ungeheuer. Es 
wird täglich Baieriſches Militär erwartet. In Kaſſel haben am 6. Juli 
die Sitzungen der General» Zoll: Gonferenz begonnen. Sachſen hat 
bei denſelben im Sinne Oeſterreichs ſehr entſchiedene Oppoſition gegen 
die Preußiſchen Vorſchläge gemacht. 

In Heſſen-Darmſtadt iſt noch immer kein deſinitives Mi⸗ 
niſterium ernannt. Der Miniſterial-Direktor Dalwigk hat alle der 
Union geneigte Beamte entlaſſeu. Die Conſtitutionellen haben einen 
Aufruf zum Feſthalten an der Deutſchen Einheit erlaſſen. 

In Baden iſt bei Karlsruhe ein Uebungslager von Preußiſchem 
und Badiſchem Militär gebildet worden. Der Abmarſch eines Theiles 
des Badiſchen Militärs nach Preußen ſcheint doch endlich trotz des 
Oeſterreichiſchen Proteſtes zur Ausführung zu kommen. 

In Anhalt-Köthen iſt der Landtag „entlaſſen“ worden. 

In Frankfut a. M. haben ſehr bedauerliche Schlägereien zwi— 
ſchen Preußiſchem und Oeſterreichiſchem Militär ſtattgefunden. Zur 
Abhaltung eines Friedens-Congreſſes werden Vorbereitungen getroffen. 

In Schleswig-Holſtein herrſcht noch immer die freudigſte 
Begeiſterung für den Krieg mit Dänemark. Alle waffenfähigen Mann⸗ 
schaften bis zum 40. Jahre find einberufen worden. Aus Nordſchles⸗ 
wig, fo wie aus Dentſchland treffen viele Freiwillige ein. Die Dä- 
niſchen Beamten haben ſich aus dem nördlichen Schleswig geflüchtet. 
Die Kriegsrüſtungen werden im größten Maßſtabe betrieben. Die 
Landesverſammlung ſteht im Begriff, 65 Millionen Mark zur Füh⸗ 
rung des Krieges zu bewilligen. Die Preußiſchen und Schwediſchen 
Truppen räumen Schleswig. Nach den neueſten Nachrichten ſind die 
Dänen bereits in Schleswig eingerückt, und die Schleswig⸗Holſteiner 
haben die Eider überſchritten. Es dürfte nächſtens zu einer entſchei⸗ 
denden Schlacht kommen. In allen größeren Städten Deutſchlands 
bilden ſich Vereine zur Unterſtützung der Schleswig-Holſteiner und 
überall ſprechen ſich die lebhafteſten Sympathieen für ſie aus. Die 
Ruſſiſche Flotte rückt den Schleswig-Holſteiniſchen Häfen immer nä⸗ 
her, wahrſcheinlich in der Abſicht, ſie zu blokiren. Ob ſie Landungs⸗ 
tsuppen an Bord haben, kann noch nicht mit Sicherheit beſtimmt 
werden. 

In England iſt das Miniſterium Ruſſel noch immer den An⸗ 
griffen der ruſſenfreundlichen Hochtorp's ausgeſetzt. So hat daſſelbe 
im Oberhauſe eine neue Niederlage erlitten, indem ſein Antrag, auf 
einen niedrigen Cenſus für die iriſchen Wähler, fiel; dagegen findet es 
ſeine feſte Stütze im Volke, und denkt nicht daran, abzutreten. Der 
Friedensabſchluß zwiſchen Preußen und Dänemark iſt im Unterhauſe 
beifällig aufgenommen worden. Das Parlament hat beſchloſſen, Sir 
Robert Peel ein National-Denkmal zu errichten. 

In Frankreich haben in der National-Verſammlung die Dis- 
tuſſionen über das Preßgeſetz begonnen. Die erſten Paragraphen des 
Kommiſſions⸗Entwurfes, welche die Kautionen feſtſetzen, ſind bereits 
angenommen, und es ſteht zu erwarten, daß der ganze Entwurf, wel⸗ 
cher die Preßfreiheit illuſoriſch macht, mit geringen Abänderungen zum 
Geſetz erhoben werden wird, fo ſehr auch die republikaniſche Partei ſich 
dagegen ſtemmt. Die Ropaliſten treten mit ihren Plänen immer offe⸗ 
ner und kecker hervor. So nannte der Miniſter des Innern öffentl 
von der Tribüne herab die Februar-Revolution eine „unglückliche 


Kataſtrophe“, wodurch eine ſolche Aufregung in der National⸗Ver⸗ 
ſammlung hervorgerufen wurde, daß die Sitzung ſofort aufgehoben 
werden mußte. Die beabſichtigte Vereinigung der Orleaniſten und Le⸗ 
gitimiſten iſt geſcheitert; beide Parteien gehen in ihren Beſtrebungen 
immer weiter auseinander. Die Legitimiſten ziehen durch ihre häuft⸗ 
gen Demonſtrationen die Aufmerkſamkeit der Polizei immer mehr auf 
ſich; die letztere iſt ſogar einer förmlichen Verſchwörung derſelben auf 
die Spur gekommen. Durch den im „le broscrit“ veröffentlichten 
Aufruf Ledru⸗Rollins an das Volk iſt auch im Lager der republikani⸗ 
ſchen Partei ein Zwieſpalt hervorgerufen worden, der die Vereinigung 
der gemäßigten Republikaner und der Socialiſten wieder zu vernichten 
droht. Das von einem Druckerlehrlinge auf das Leben des Präſidenten 
beabſichtigte Attentat ift glücklich abgewendet worden. Die National⸗ 
Verſammlung wird nächſtens vertagt werden. Bei Verſailles wird ein 
Lager von 35,000 Mann gebildet, damit die Regierung während der 
Vertagung der National Verſammlung auf alle Fälle gerüſtet iſt. Per⸗ 
ſigny hat eine neue Miſſion nach Berlin und Petersburg erhalten. In 
der Marine werden neue Rüſtungen vorgenommen. 

Aus Rußland werden neue Siege am Kaukaſus über die 
Tſcherkeſſen gemeldet. Der Füͤrſt Paskiewitſch iſt nach dem ſüdlichen 
Rußland abgegangen, um die dortigen Heeres-Abtheilungen zu inſpi⸗ 
ziren. Die ruſſiſche Oſtſee⸗Flotte kreuzt vor den Häfen Schleswig⸗ 
Holſteins. Ob das Gerücht, daß der Kaiſer die Krone niederzulegen 
beabſichtige, gegründet iſt, läßt ſich nicht beſtimmen; es iſt jedoch we⸗ 
nig wahrſcheinlich. 

In Italien gewinnt Oeſterreich immer mehr Einfluß; ſeine 
Truppen rücken immer weiter vor, und werden nächſtens Rom beſetzen. 
In Rom befürchtet man eine neue Erhebung. Die Räuberbanden 
ſind noch nicht überwältigt. In Sardinien hat die Kammer eine 
neue Anleihe von 6 Millionen bewilligt. Der Konflikt mit der Hier⸗ 
archie iſt noch nicht beigelegt. In Neapel hat der König die Kon⸗ 
ſtitution aufgehoben, und den Abſolutismus wieder hergeſtellt. Die 
Liberalen werden aufs Grauſamſte verfolgt. 1 
In Spanien iſt die Koͤnigin von einem todten Sohne entbun⸗ 


den worden. 1 
In Griechenland hat die Kammer ſtrenge Repreſſiv-Geſetze 
gegen die Preſſe beſchloſſen. 
In der Türkei iſt der Sultan von ſeiner Rundreiſe durch ſein 
Reich am 24. Juni glücklich in ſeine Hauptſtadt wieder zurückgekehrt 
und mit großem Enthuſtasmus empfangen worden. Die Nachricht von 


der Unterdrückung des Aufftandes in Bulgarien und Bosnien hat ſich 
noch nicht betätigt. uhr 


Deutſchland. 

O Berlin, den 16. Juli. Bis jetzt iſt noch von keiner Regie⸗ 
rung die Ratifikation des mit Dänemark abgeſchloſſenen Friedens er⸗ 
folgt, obwohl mehrere dieſelbe angekündigt haben. Die Königreiche 
haben geantwortet, daß ſie ſich erſt über den Modus der Ratifikation 
verſtändigen wollten. Damit verhält es ſich fo. Die Kabinette von 
Hannover, Sachſen und Baiern haben ſich dahin entſchieden, daß die 
Ratifikation nicht durch das Frankfurter „Plenum“ vollzogen werden 
könne, weil daſſelbe nur zu einem ganz beſtimmten Zweck da ſei. 
Dies dachte zuerſt auch Oeſterreich. Fuͤrſt Schwarzenberg ſcheint aber 
auf den Gedanken gekommen zu fein, bei dieſer Gelegenheit Preußen 
zur Anerkennung des „Plenums“ zwingen zu können; genug, er er⸗ 
klärte fich fpäter für die Ratifikation durch das Plenum. Die Koͤnigreiche 
ſind gegenwärtig mit dem Wiener Kabinet in Unterhandlung über dieſe 
Frage, und Preußen hat den Erfolg abzuwarten. Ich brauche aber 
nicht erſt zu ſagen, daß ſich Preußen durch nichts zur Anerkennung des 
Frankfurter Plenums wird bewegen laſſen. 

Uebermorgen wird hier an die Stelle des Grafen Bülow, jetzigen 
Minifter-Bräfidenten in Mecklenburg⸗Schwerin, ein neuer Abgeordne⸗ 
ter für Erfurt gewählt werden. Herr v. Sodom hat ſich als Candidat 
gemeldet und kann wohl um ſo eher auf Unterſtützung rechnen, als 
man eben aus ſeiner Candidatur wieder zu erkennen vermag, daß es 
der Regierung mit der Berufung des Erfurter Parlaments Ernſt iſt! 

Das Leichenbegängniß des verewigten Auguſt Neander wird 
morgen Vormittag 10 Uhr ftattfinden. Studenten werden den Sarg 
tragen und die vielen Freunde des allverehrten Todten ihn zu Fuße 
geleiten. — Der Miniſter v. Manteuffel wird wieder ein paar Tage 
auf dem Lande zubringen. f 

Berlin, den 16. Juli. (St.⸗Anz.) In der neunten Sitzung des 
proviſoriſchen Fürſtenkollegiums vom 9. d. M. iſt dem Kollegium von 
dem folgenden, an den Königlichen Geſandten bei dem öſterreichiſchen 
Hofe gerichteten und durch denſelben dort vorgelegten Schreiben des 
Königl. preußiſchen Miniſters der auswärtigen Angelegenheiten Kennt⸗ 
niß gegeben worden: - 

„Die Königl. Regierung hat, wie es Ew. Hochgeboren bekannt 
und durch Ihre Vermittelung ſeiner Zeit auch dem K. K. Kabinet mit⸗ 
getheilt worden iſt, in Uebereinſtimmung mit ihren Verbündeten und 
in dem Bewußtſein der allen deutſchen Regierungen obliegenden Pflicht, 
feinen Weg unverfucht zu laſſen, der möglicherweiſe zu dem Ziele einer 
deutſchen Einigung führen könnte auf die Einladung ber K. K. Re⸗ 
gierung Bevollmächtigte nach Frankfurt geſandt, um mit den Vertretern 
der übrigen deutſchen Regierungen daſelbſt in Verhandlungen, ſowohl 
über ein neu zu errichtendes Interim, als über die definitive Geſtaltung 
der deutſchen Bundes⸗Verfaſſung zu treten. Die Hoffnungen, die wir 
an dieſes aus der verſöhnlichſten Geſinnung hervorgegangene Entge⸗ 
genkommen zu knüpfen berechtigt waren, ſind leider bis jetzt nicht in 
Erfüllung gegangen. Die vergeblichen Verſuche welche unſere Ber 
vollmächtigte in Frankfurt gemacht haben, den Vertretern des K. K. 
Kabinets und durch ihn die der übrigen Regierungen zu einer Berathung 
in freien Konferenzen zu bewegen, IM Ew. ꝛc. bekannt. Die Weige⸗ 
rung des Grafen von Thun, ſolche Konferenzen durch die Aufnahme 
der von uns und unferen Verbündeten zu ſtellenden in meinem Schreie 


ben an Ew. dc. vom 16. Mai näher formulirten Vorbehalte möglich 


zu machen, iſt, wie derſelbe erft vor wenigen Tagen unſeren Bevoll⸗ 
mächtigten angezeigt hat, von ſeiner Regierung gebilligt worden. Je 
lebhafter wir dies bedauern, um ſo mehr müſſen wir uns und unſere 
Verbündeten von aller Schuld an dieſem beklagenswerthen Mißlingen 
freiſprechen. Wir haben keine Forderung geſtellt, welche nicht ſede 
deutſche Regierung, der es um eine wirkliche Einigung, oder um einen 
ernſtlichen und förderlichen Schritt vorwärts auf dem Wege zu derſel⸗ 
ben zu thun iſt, mit gutem Gewiſſen hatte thun können, ohne ihrer 
Würde und ihrem eigenen Standpunkt etwas zu vergeben. Wir haben 
nur u eigenen Standpunkt wahren und uns gegen Folgerungen 
ſchützen wollen, welche unſere und unſerer Verbündeten Rechte und 
Stellung im Bunde gefährden können; wir haben dies mit der größ⸗ 
ten Offenheit und mit dem Vertrauen gethau, daß man auch auf der 
anderen Seite von der gleichen Mäßigung, der gleichen Achtung des 
Mitgenoſſen im Bunde und der gleichen Friedensliebe ſich werde leiten 
laſſen. Unſere Geſinnung iſt auch unverändert dieſelbe geblieben. Wir 
ſind noch immer bereit, die Hand zu bieten zu jeder Einigung, welche 
dem Weſen des deutſchen Bundes und den Rechten und der Freiheit 
aller ſeiner Mitglieder entſpricht, und wir hegen den dringenden Wunſch, 
daß dem jetzigen proviſoriſchen, ungewiſſen und, wir ſprechen es mit tie⸗ 
ſem Schmerze aus, zerriſſenen Zuftande ein baldiges Ende gemacht 
werde. Wenn daher, wie es die letzten vertraulichen Beſprechungen 
Ew. ze. mit dem Fürſten Schwarzenberg leider ergeben haben, der Er—⸗ 
reichung des nächſten Zieles, nämlich der Schaffung eines geordneten 
Interim, unüberſteigliche Hinderniſſe darin entgegenſtehen, daß, wäh⸗ 
rend wir in dem jetzigen proviſoriſchen Zuſtande keine ausdrückliche 
Anerkennung der Union vom 26. Mai v. J. gefordert haben, von der 
anderen Seite ein Aufgeben der Union als unausweichliche, von uns 
aber nicht zuzugebende Bedingung gefordert wird, ſo bleibt nichts An⸗ 
deres übrig, als die Verhandlungen über das Definitivum der allge⸗ 
meinen deutſchen Bundes⸗Verfaſſung unverzüglich zu beginnen. Wir 
glauben, daß jede deutſche Regierung dazu im Stande ſei, ohne ih⸗ 
tem Standpunkte etwas zu vergeben; wir erachten aber auch jede 
deutſche Regierung dazu verpflichtet, ſich einer ſolchen Verhandlung 
nicht zu entziehen. Wir ſind der feſten Ueberzeugung, daß bei dem 
redlichen Willen und der Achtung der oberſten Grundſätze des Bundes, 
welche wir bei allen deutſchen Regierungen vorausſetzen, die Mittel 
und Formen ſich finden laſſen werden, in dem Reſultate dieſer Ver⸗ 
handlungen die definitiven Verfaſſungen des weiteren Bundes und der 
engeren linion in Einklang zu bringen, da es auf der einen Seite nicht 
die Abſicht der engeren Verbündeten ſein kann, in den weiteren Bund, 
dem ſie ſelbſt angehören, ein ſtörendes oder verderbliches Element 
hineinzubringen oder ihren Bundespflichten ſich zu entziehen, auf der 
anderen Seite aber auch nicht die Abſicht der übrigen deutſchen Regie⸗ 
rungen, ihre Mitgenoſſen am Bunde an der Ausführung derjenigen 
Maßregeln zu hindern, welche ein dringendes und unabweisbares Be— 
dürfniß ihrer Länder ihnen zur Pflicht macht. 

Fia.uür die Form der Verhandlungen dürfe ſich ein Auskunſtsmittel 
finden laſſen, welches von dem Fürſten Schwarzenberg bei den 
vertraulichen Beſprechungen mit Ew. ꝛc. ſelbſt, für die Verhandlungen 
über das Interim, angedeutet worden iſt. Die betreffenden Eröffnun⸗ 
gen würden danach von der Kaiſerlich öſterreichiſchen Regierung und 
den mit ihr übereinſtimmenden oder ihr ſich anſchließenden Regierungen 
an ſämmtliche Genoſſen des deutſchen Bundes ergehen; es würde die⸗ 
ſen, ihrer Selbſtſtändigkeit und Unabhängigkeit gemäß, überlaſſen 
bleiben, in welcher Weiſe ſie dieſelben mit ihren näheren Verbündeten, 
in mehr oder weniger gemeinſame Verathung und Erwägung ziehen 
wollten. Auf dieſe Weiſe würde der wünſchenswerthe Austauſch der 

ale n Anſichten und, falls die erwünſchte Uebereinſtimmung 
ſich un itelbar "oder bei weiterer Discuſſion herausſtellte, durch die 
allſeitig zu ertheilende Sanction der erforderliche Rechtsboden für die 

} Seht gewonnen werden. Wir glauben in dieſer Form 
1 0 9 on dem F. K. Miniſter⸗Präſidenten ſelbſt gegebenen Andeutun⸗ 
Jen zu utſprechen. Die Offenheit aber, die wir dem K. K. Kabinet 
ie allen Genoſſen des deutſchen Bundes ſchuͤldig find, erfordert, daß 
r uns ‚gegen jede etwaige misverſtändliche Auffaſſung verwahren. 


r verbinde daher mit dieſer Darlegung unſerer Anſicht die aus⸗ 


drückliche Wiederholung der Erklärung, daß Preußen auf die bean⸗ 
ſpruch e Eigenſchaft der frankfurter Konferenzen als Bundes: Plenar⸗ 
Berl 0 ug nicht eingehen könne. Es iſt eine ausdrückliche und 
n ite Beſtimmüng des Bundesrechts, daß das Plenum des Bun⸗ 
ſich nut auf Entſcheldung des engeren Bundesraths und zur Ab⸗ 
ng. lber die in dieſem vorbereiteten VBeſchlüſſe bilden konne — 
Vorbedingung, welche in dem vorliegenden Falle weder erfüllt, 
no er Nenne Die Aufhebung des als engerer Rath beſtehenden 
Bu Beate 1110 elne nicht nur von der K. K. Regierung als rechts⸗ 
gültig 1 00 e, ſondern unter, ge Mitwirkung und ihrem Präſi⸗ 
v 
1 U Bundes, Beſchlüſſe“ für rechtlich und faktiſch wirkungs⸗ 
1 U 
0 ei und zur Keuntniß des K.K. Kabinets bringen, richten wir 


um vollzogene Thatſache. Wir würden daher alle von den Theil⸗ 
Mi et in Frankfurt ftattfindenden Konferenzen etwa gefaßten 
Ai en müffen. Indem wir diefe Verwahrung hiermit ausdrücklich 
do g e und bundesfreundliche Erſuchen, in Erwä⸗ 
9 der unabweislichen Bedürfniſſe Deutſchlands und des ernſten 


nblicks, die Verhandlungen über das Definitivum der deutſchen 
, e beginnen und dazu die oben näher be⸗ 
zh nete rm, als die einzige in dieſem Augenblick für Alle mögliche, 
wählen zu wollen. In der Hoffnung einer baldigen eingehenden Ant- 
wort des K. L. Katinets find unſere Bevollmächtigten angewieſen wor— 
den, loch in Frankfu zu verweilen. 

w. 26. wollen dies Erfuchen im Namen der Königlichen Regie- 


dem K. K. Miniſter Präſſdenten vorlegen, auch ihm den gegen— 
a a abſchriſtlich zukommen laſſen. 
erlin, 5 0 


n 2. Juli 1850. (gez.) Schleinitz. 


Nei un Pre n ui 
den Königl. eſandten de., Hrn. Grafen v. Bernſtorff Hochgeboren.“ 
Berlin, den 17. Juli. (Berl. N.) Man hört in Bezug auf 
die Anſichten in unſerem Staatsminiſterio rückſichtlich der Unions⸗ 
Angelegenheit, daß nunmehr auch der Minifter v. Mantenſel ſich für 
einverſtanden mit der Nothwendigkeit erklärt habe, die ganze Union 
zum Definition zu führen, und die deshalb noch unabweislichen Ver⸗ 
zoͤgerungen in dem einſtweiligen weiteren Proviſorium energiſch zu be⸗ 
kämpfen. — Ob die gegenwärtig an den ſchleswig⸗holſteinſchen Kü⸗ 
ſten erſchienenen ruſſiſchen Kriegsſchiſſe (angeblich mit Landungs⸗ 
truppen an Bord) zu etwas Anderem und Bedeutenderem beſtimmt ſind, 
als zun Zweck einer dänenfreundlichen Demonſtration ihre Flagge in 
der Kühlte des Landwindes wehen zu laſſen? — das wird hier von 
Manchem noch ſehr bepweifelt! denn fo einig auch Großbritannien 
und Rußland, nebeubei auch Frankreich, in der däniſchen Sache ver⸗ 
fahren ſind — ſo lange keine von den beiden, oder den drei Mächten 
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die Früchte des Einvernehmens pflücken wollte oder ſollte, ſondern es 
ſich nur darum handelte, Deutſchland und beſonders Preußen zu ſcha⸗ 
den, und vom Meere zu drängen — möchte denn doch eine ruſſiſche 
direkte Intervention bei Lord Palmerſton und Hrn. Lahitte, vor Allem 
in den Parlamenten in London und Paris, einen ſehr ungünſtigen 
Eindruck hervorbringen. Auch Wien blickt bereits auf jene Gegenden 
mit größerer Aufmerkſamkeit: Oeſterreich ſieht ſich durch das Protokoll, 
und vor Allem deſſen Wirkung in Deutſchland, denn doch genöthigt, 
feine Anfprüche an die Leitung der Deutſchen nicht ganz zu vergeſſen, 
fo daß (wie man vernimmt), der Fürſt Schwarzenberg den öſterreichi— 
ſchen Geſchäftsträger in London beauftragt hat, das Protokoll nicht 
zu unterzeichnen, und ſich mit Hru. Bunſen über gemeinſame Schritte 
zu verſtändigen. Eine ruſſiſche Intervention in den Herzogthümern 
gefährdet Deutſchland fo unermeßlich, und muß unbedingt ein fo ein⸗ 
müthiges Nationalbeſtreben gegen die Folgen hervorrufen, daß Ruß⸗ 
land dadurch Dinge fördern und beſchleunigen würde, deren möglichſte 
Verzögerung ihm wenigſtens lieb wäre. Die Politik ift nun einmal 
von den Kabinetten auch in die Nationen übergegangen, und ſo ſchwer— 
fällig, unbehülflich und zögernd dieſe auch diplomatiſiren, ſo liegt 
doch, wenn ſie einen entſchiedenen Schritt herbeiziehen, etwas darin, 
wovor einer feindfeligen Kabinets-Politik billig das „gare!“ zuzuru— 
fen wäre. — Man vernimmt, daß zu dem von Preußen und Däne⸗ 
mark unterzeichneten Protokoll, über die Aufhebung der Waffenſtill⸗ 
ſtandsbedingungen, in Bezug auf die preußiſchen auch noch ein Sepa⸗ 
rat-Artikel gehört, den die „Augsb. Allg. Ztg.“ nur fälſchlich unter 
den Friedensvertrag als beſonderen Artikel geſetzt hat. Dieſer Artikel 
betrifft keineswegs den Bund mit, ſondern allein das Verhältniß zwi⸗ 
ſchen den beiden genannten Mächten, braucht daher nur von dieſen 
beiden ratifizirt zu werden, und foll-es auch. Er bezieht ſich auf die 
Erbfolge in den Ländern, welche jetzt von der Krone Dänemark ab— 
hängig ſind, ohne ihrer Zukunft vorzugreifen, falls etwa die weibliche 
Erbfolge in den eigentlich dänischen Veſitzungen Platz greiſen ſollte. 
Vielmehr gewährt der Separat-Artikel der Krone Preußen das Recht, 
ja er legt ihr die Pflicht der Einmiſchung bei der Regulirung dieſer 
Erbfolge auf, und iſt des Inhalts: daß unſer König die Verpflichtung 
übernimmt, ſich bei den von dem Könige von Dänemark einzuleitenden 
Verhandlungen über die Anordnung der Erbfolge in den unter dem 
däniſchen Scepter vereinigten Staaten zu betheiligen. Die Ratiſika⸗ 
tionen dieſes Separat-Artifels ſollen mit denen des Protokolls von 
demſelben Tage (2. Juli) zugleich erfolgen. (Bekanntlich ſollen dage- 
gen die Ratifikationen des Friedens vertrages erſt drei Wochen nach dem 
2. Juli, und unabhängig von der Ratifikation des Protokolls, vor ſich 
gehen.) 

— Auf mehrfach von auswärtigen Abonnenten an fie ergangene 
Anfragen zeigt die Nat.-Z. au, daß nach einer ihr zugegangenen 
Antwort der Herren Jacquier und Securius der Ertrazug nach 
Paris beſtimmt am 20. d. M., Nachmittags 4 Uhr, von Leipzig 
abgehen wird. 

Stettin, den 15. Juli. Den Mitgliedern der hieſigen kauf— 
männiſchen Corporation, welche die Vorſtellung an den Herrn Han— 
delsminiſter gerichtet haben, it der Beſcheid geworden, „daß ihnen als 
Mitgliedern der kaufmänniſchen Corporation eine Befugniß, in Col⸗ 
lectiv⸗Vorſtellung gemeinſchaftliche Intereſſen des Handelsſtandes zu 
vertreten, nicht beiwohne, hiezu vielmehr nach 8. 17. der Statuten 
für die Kaufmannſchaft in Stettin nur die Vorſteher der Corporation 
berufen ſeien.“ \ 

Von der Niederelbe, den 16. Juli. Unter großem Jubel der 
Bevölkerung Schleswigs zog geſtern gegen Mittag der General v. 
Williſen und der Chef des Schleswig-Holſteinſchen Generalſtabes, 
v. d. Tann, an der Spitze mehrerer Bataillone in die Stadt Schles— 
wig ein. Das zweite Schleswig-Holſteinſche Dragonerregiment zog 
durch Schleswig durch und ſtand geſtern Abend in Idſtedt, 2 Stun— 
den nördlich. Zwiſchen Eckernförde und Schleswig, bei dem Dorfe 
Fleckebye, begegneten geſtern Vormittag die Preußen unſeren Trup⸗ 
pen, welche ſich gegenſeitig auf's Freundſchaſtlichſte begrüßten. 

Im Ganzen ſind bis jetzt von den Unſerigen ins Schleswigſche 
eingerückt: acht Bataillone Infanterie, zwei Jägerkorps, zwei Regi— 
menter Kavallerie und ſechs Batterieen Artillerie. Wie weit die Dänen 
im Schleswigſchen ſchon vorgerückt ſeien, darüber hat man bis jetzt 
noch keine beſtimmte Nachricht, obwohl man davon unterrichtet iſt, 
daß ſie von zweien Seiten die Okkupirung Nordſchleswigs in's Werk 
geſetzt haben, von Kolding aus und von Al ſen. Nach unverbürg⸗ 
ten Gerüchten ſollen ſie von Alſen her 4000 Mann ſtark das Sun⸗ 
dewittſche und die ehemaligen Düppeler Schanzen beſetzt haben. Sie 
ſollen viel Artillerie, aber wenig Kavallerie mit ſich führen. 

Die Schleswig-Holſteinſchen Kanonenböte find durch den Kanal 
in die Nordſee gegangen. Eine Däniſche Kriegskorvette hat bei Lift, 
dem einzigen Städtchen auf der Inſel Sylt, Anker geworfen, und da 
der Landvogt Jenſen auf Sylt, ehemaliges Mitglied der Schleswig— 
Holſteinſchen Landesverſammlung, die richtige Vermuthung hegte, daß 
dieſe Korvette auf Preſſung der Sylter Seeleute ausgehe, ſo hat er 
denſelben bei Zeiten davon einen Wink gegeben, die auch ſofort die 
Jufel verlaſſen haben. Die Inſel Sylt, deren Bewohner, nebſt denen 
der nahe liegenden Inſel Amrom, als tüchtige Seeleute weit und breit 
berühmt find, gehört zum Herzogthum Schleswig. 

Schleswig, den 14. Juli. Mehrere Preußiſche Offiziere ha— 
ben, wie wir vernommen, den Wunſch gehabt, Urlaub auf einige Zeit 
zu erhalten, um als Freiwillige oder Volontaire den bevorſtehenden 
Feldzug mitzumachen. Es hat ihnen aber nicht verftattet werden fün- 
nen. „Das ganze Regiment träte gern mit an die Spitze der Schles— 
wig⸗Holſteiner in dieſem Kampfe, hinge es von ihm ab“, hörten wir 
geſtern noch ſagen. 

Altona, den 15. Juli, Abends. (H. C.) Die heute Abend 
hierher gelangten Nachrichten beſtehen darin, daß die ſchleswig-hol⸗ 
ſteinſche Armee in verſchiedenen Richtungen das Herzogthum Schles— 
wig beſchritten hat. Nachdem eine Armee-Abtheilung uͤber Cröpp 
nach Schleswig vorgerückt, eine andere weſtlicher nach Huſum ſich be⸗ 
geben, und eine dritte öſtlich in Angeln hineingegangen iſt und Eckern⸗ 
förde beſetzt hat, iſt das General-Kommando mit General Williſen 
und Oberſt v. d. Tann dieſen Mittag nach der Stadt Schleswig vor— 

erückt. 

5 Kiel, den 15. Juli. (H. C.) Die Statthalterſchaft hat fol- 
gende Proklamation erlaſſen: „Schleswig⸗Holſteiner! Durch die von 
der Krone Preußens mit Dänemark am 2. d. abgeſchloſſenen Verträge 
find die Konventionen vom 10. Juli v. J. mit den daraus hervorge⸗ 
gangenen Zuſtänden beſeitigt. Au alle Behörden und Beamte geiſt⸗ 
lichen und weltlichen Standes, fo wie an ſämmtliche Bewohner des 
Herzogthums Schleswig, ergeht demnach hierdurch der Befehl, bis 
zum Frieden mit Dänemark allein den Weiſungen der Statthalterſchaft 
nachzukommen und zu geleben. Schleswiger! Ihr habt die ſchwere 


Prüfung, die über Euch ergangen, wie tapfere und gewiſſenhafte Män⸗ 
ner beſtanden! Das Bewußtſein unſeres guten Rechts gab Euch die 
Kraft, nicht zu unterliegen. Kiel, den 15. Juli 1850. Die Statt⸗ 
halterſchaft der Herzogthümer Schleswig-Holſtein. Reventlou. Beſeler. 
Boyſen. Francke. Krohn. Rehhoff. Fontenay. Rahtlev.“ 

— Zufolge Befehls der Statthalterſchaft wird die ſeit Auguſt v. 
J. hier reſidirende ſchleswig⸗holſteiniſche Regierung ſich morgen wieder 
nach dem Schloſſe Gottorf, ihrem geſetzmäßigen Sitze, begeben. — 
Nachdem die Preußen heute Morgen die Stadt Schleswig verlaſſen 


haben, iſt dieſelbe bereits von unſern Truppen wieder beſetzt worden, 


welches wir bei der jetzigen Sachlage mitzutheilen nicht behindert find. 
— Gegen den Dr. Lafaurie iſt, zufolge Auftrags der Statthalterſchaft, 
von dem akademiſchen Gerichte eine Unterſuchung wegen injuriöfer 
Aeußerungen gegen die höchſte Staatsbehörde eingeleitet worden. — 
N. S. Die Unfrigen find in Tolk, N. O. von Schleswig. 

— In Kopenhagen ſoll die tiefſte Stille herrſchenz alles Mili— 
tär, die Schloßgarden nicht ausgenommen, iſt abgezogen, ſämmtliches 
Belagerungsgeſchütz nach Alſen eingeſchifft, und die Wachen werden 
von Bürgerwehr bezogen. Der König wird dem Heere nicht folgen. — 
Man muß annehmen, daß es in der Abſicht der Statthalterſchaft liegt, 
den ſüdlich der Demarkationslinie belegenen Theil zu beſetzen, und dann 
die ferneren Schritte von Seiten der Dänen abzuwarten. Die verei- 
nigte ruſſiſch⸗daͤniſche Flotte hat ſich ſeit geſtern Nachmittag zerſtreut 
hier find nur noch 2 Linienſchiffe, 2 Fregatten und 2 Dampfer ſicht⸗ 
bar, die übrigen Schiffe haben ihren Cours nach dem Norden genom: 
men, und man will dieſelben an mehreren Orten Schleswigs in eini— 
ger Entfernung von den Küſten kreuzen geſehen haben. 

Kiel, den 16. Juli. Es haben ſich geſtern die Schweden nach 
Flensburg zur Einſchiffung konzentrirt, und es ſoll in Apenrade, Ha⸗ 
dersleben und Flensburg Quartier für Truppen angeſagt ſein. Ob 
Fleusburg von unſeren Truppen beſetzt werden wird, iſt noch unge⸗ 
wiß. Die Ruſſiſche Flotte iſt an mehreren Küſtenorten geſehen worden, 
eine ſtärkere Escadre bei Düttbüll. Graf Eulenburg iſt am 13. d. 
Nachmittags von Flensburg uach den Daͤniſchen Inſeln abgereiſt. 

Rendsburg, den 15. Juli. (B.⸗H.) Heute Morgen reift Ge⸗ 
neral Williſen mit ſeinem Stabe nach Schleswig ab. Major Irmin⸗ 
ger iſt zum Gommandanten von Schleswig ernannt. Es trafen ge⸗ 
ſtern wieder mehrere Ofſtziere, die den Preußiſchen Dienſt verlaſſen 
unh in unſere Armee getreten find, hier ein. Geſtern Abend beſuchte 
General Williſen, begleitet vom neuernaunten Chef feines General- 
ſtabes, v. d. Tann, das Lager. — Die Morgendämmerung des ge⸗ 
ſtrigen Tages fand die Schanzen bei Eckernförde ſchon mit ſchwerem 
Schleswig-Holſteiniſchen Geſchütz beſetzt, zwei unſerer beſten Artillerie— 
Offiziere, Jungmann und Chriſtianſen, befehligen dort. — Ueber den 
Einmarſch der Dänen hat man hier nichts Näheres. Es hieß aber 
ſchon geſtern, ihre Vorpoſten ſtänden bei Chriſtiansfeld, und ihre Pa⸗ 
trouillen ſtreiften dieſſeits deſſelben. Aus dem nördlichen Schleswig 
ſind hier die oberſten Klaſſen der Haderslebener Schulen mit ihren 
Lehrern eingetroffen, um ſich freiwillig zum Kriegsdienſt gegen Dane⸗ 
mark zu ſtellen. — Die Mittheilung, daß die Matroſen die Gefion 
verlaſſen hätten, hat ſich als irrig erwieſen. Um unſere Stadt iſt ein 
Polizei-Cordon gezogen. 

Dresden, den 15. Juli. Zu dem auf heute einberufenen Land— 
tage hatten ſich bis Nachmittag 3 Uhr für die erſte Kammer 19, für 
die zweite Kammer 32 Mitglieder bei den Einweiſungskommiſſionen 
angemeldet. 

Mannheim, den 14. Juli. Dieſen Morgen um 9 Uhr ift das 
dritte Badiſche Infanteriebataillon, welche bisher im Lager von Forch⸗ 
heim und die letzte Nacht im Kantonnement bei Karlsruhe lag mit der 
Eiſeubahn hier angelangt, und hat Quartiere in den umliegenden 
Ortſchaften bezogen, in der urſprünglichen Abſicht, morgen mittelſt 
Dampſfſchiffen nach Köln befördert zu werden. Allein dieſer vielbeſpro⸗ 
cheue und lange verzögerte Abmarſch iſt auf neue Hinderniſſe geſtoßen. 
Eine telegraphiſche Depeſche iſt geſtern von Berlin nach Karlsruhe 
gelangt, wonach mit dem Abmarſch vorerſt eingehalten werden ſoll. 
Warum? weiß Niemand ſich zu erklären; ſo viel iſt ſicher, daß die 
Dampfſchiffe abbeſtellt find. Da man ſich natürlich in Vermuthungen 
erſchöpft, ſo hat ſich auch bereits, aber blos auf ſolche gegründet, das 
Gerücht verbreitet, die Badiſchen Truppen würden zum Obſervations⸗ 
korps an die Holſteinſche Grenze kommen, ihnen alſo eine andere 
Marſchronte angewieſen werden. Bis jetzt übrigens war denſelben 
noch gar keine Marſchroute bekannt gemacht worden, obſchon ſie über⸗ 
morgen den Marſch von Deutz an hätten antreten ſollen. 

Oeſterreich. | 

Wien, den 15. Juli. Die „D. Z. a. B.“ läßt ſich aus Wien 
ſchreiben: Aus ſehr guter Quelle iſt mir die Mittheilung zugegangen, 
daß der Belagerungszuſtand in Bälde aufgehoben und eine neue Am⸗ 
neſtie verkündigt wird, beides nach dem ausdrücklichen Willen Sr. 
Majeſtät. Manſpricht neuerdings davon, daß der Kaiſer eine Reife 
nach Venedig unternehmen wird. — FMe. Graf Wallmoden iſt be⸗ 
reits in Peſth angekommen. — Dem Vernehmen nach wird Se. Exc. 
der Herr Feldzeugmeiſter Baron Haynan Peſth am 18. d. M. verlaſ⸗ 
ſen, und ſich von da zunächſt nach Gräfenberg begeben. 

Trieſt, den 13. Juli. Ein aus Singapore eingetroffenes eng⸗ 
liſches Schiff brachte auch chineſiſche Matroſen. Sie konnen ſich vor⸗ 
ſtellen, wie man die Leute augafft. Außer dem Zopfe und Fächern iſt 
es beſonders die frauenhafte Kleidung, die den Leuten viel Spaß macht. 


Frankreich. 

Paris, den 13. Juli. (D. Ref.) Sitzung der National⸗ 
Verſammlung. Vorſitzender Dupin. Der erſte Artikel über-den 
Journalſtempel führt nach der von Ausſchuß und Regierung ange⸗ 
nommenen Faſſung einen Cirkulationsſtempel von 5 Centimen für die 
Pariſer Journale ein, wogegen dieſelben gratis durch die Poſt über 
das ganze Gebiet der Republik transportirt werden. Falls der Traus⸗ 
port der Journale auf Privatwegen bewirkt wird, ſoll von dem Stem⸗ 
pel 1 Centime nachgelaſſen werden. D'Adelswaerd, von der konz 
ſtitutionellen Oppoſition, ſchlägt für die großen Journale 6, für die 
auderen 5 Centimen vor, und entwickelt ſein Amendement aus dem 
Geſichtspunkt der verfaſſungsmäßigen Proportionalität der Steuern. 
„Niemand in der Oppoſition, ſagt er, verweigert die Stempelſteuer 
für die Journale. Allein es handelt ſich um die Weile der Feſiſtellung 
derſelben. Die großen Journale machen einen größeren Gewinn und, 
was noch mehr iſt — da am Ende doch nur die Abonnenten die Steuer 
bezahlen, — ſie werden von den Vermögenden geleſen; die kleinen 
machen weniger Gewinn und werden von den weniger Vermögenden 
gehalten. Ich verlange daher, daß die einzuführende Stempelſteuer 
auf dieſen Unterſchied Rückſicht nehme und ferner in Bezug auf die De⸗ 
partementalblätter, daß die Steuer, einmal bezahlt, auch allen gleiche 
Rechte gewähre.“ Der Ausſchußberichterſtatter Prosper de Chaſ⸗ 
ſeloup Laubat und der Juſtizminiſter Rouher bekämpfen den Vor⸗ 


ſchlag von d'Adelswaerd, führen jedoch gegen denſelben nur an, 
daß der Artikel des Ausſchuſſes den großen Journalen günſtiger iſt und 
daß die Vergrößerung der Journale im Intereſſe der unparteilichen Be⸗ 
richterſtattung über die parlamentariſchen und juridiſchen Debatten 
befördert werden muß. Die Einführung eines Stempels für die Jour⸗ 
nale und andere periodiſche politiſche Schriften vom . Auguſt ab wird 
hierauf mit 438 gegen 208 Stimmen votirt. — Es handelt ſich ſo⸗ 
dann um die debattirte Höhe des Stempels. Der Präſident unter⸗ 
bricht die Verhandlung, um der Verſammlung anzuzeigen, daß ein 
Vorſchlag über Vertagung der National⸗Verſammlung ihm übergeben 
worden fit. Dieſer Vorſchlag wird an den Ausſchuß für die Beurlau⸗ 
bungen verwieſen. Das d' Adels w erd' che Amendement wird hier⸗ 
auf, jedoch nur mit geringer Majorität verworfen, und die Faſſung 
des Ausſchuſſes (5 Centimen für Paris, 2 Centimen für die Departe⸗ 
ments) angenommen. — Die Beſtimmung, daß auch nicht periodiſche 
Schriften unter 6 Bogen, wenn fie politiſchen oder ſozial⸗oͤkonomiſchen 
Juhalts ſind, einen Stempel von 6 Gentimen pro Bogen bezahlen 
ſollen, wird von Barthälemy St. Hilaire im Namen der Buch- 
händler, Buchdrucker u. ſ. w. von Paris lebhaft beſtritten. Der Mi⸗ 
niſter des Junern Baroche hält gerade dieſe Beſtimmung für wichtig, 
um der ſozialiſtiſchen Propaganda durch die kleinen Traktätchen Ein⸗ 
halt zu thun, und führt an, daß innerhalb 11 Monaten über 8 Mil⸗ 
lionen ſolcher Brochüren gedruckt und beim Staatsprokurator deponirt 
worden find. Auf eine Unterbrechung, ob z. B. auf Werke, wie Rouſ⸗ 
ſeau's Contrat ſocial, Montesquien's Schriften, Thiers Geſchichte 
der Revolution u. ſ. w. in kleinen Lieferungen, dem in Rede ſtehenden 
hohen Stempel unterworfen werden ſollen, entgegnet der Miniſter: 
„Die Gerichte werden darüber zu urtheilen haben.“ De Laroche⸗ 
jequelin meint, es ſeien zum erſten Mal ſeit dem Kaiſerthum die 
Brochüren dem Stempel, der Cenſur, dem Untergang unterworfen wor— 
den und jede der beiden Revolutionen, die er geſehen, ſei nur eine neue 
Lüge. Wenn man die Freiheit nicht wolle, ſo ſolle man lieber ein für 
alle Mal gehörig zurückſchreiten. Der Redner warnt hierauf ſeine 
Freunde von der Rechten vor dieſer Maßregel und erinnert ſie daran, 
daß ſie das Votum des neuen Wahlgeſetzes ſchon bereut haben und 
jetzt damit umgehen, die Aufhebung deſſelben wieder förmlich zu bean⸗ 
tragen. Letztere Mittheilung wird von der Linken mit einer lauten Bei- 
fallsfalve empfangen. Ueber den Brochürenſtempel wird hierauf zur 
namentlichen Abſtimmung geſchritten und derſelbe mit 339 gegen 227 
Stimmen verworfen. Der ganze Artikel über den Stempel wird 
ſodann angenommen. 

Paris, den 14. Juli. (K. 3.) Die geſtrige Erklärung de La⸗ 
rochejaquelin's, daß viele Legitimiſten die Abſchaffung des neuen Wahl- 
geſetzes beantragen werden, macht nicht geringes Aufſehen. Dieſe 

Thatſache drückt der mehr und mehr oppoſitionellen Haltung der le⸗ 
gitimiſtiſchen Partei das Siegel auf. Es heißt, daß mehrere Monta⸗ 
guards den Legitimiſten mit einem ähnlichen populären Vorſchlag zu— 
vorkommen wollen. 

Herr Guizot hat an alle fünf Akademien des Inſtitus von Frank⸗ 
reich einen fünfmal eigenhändig kopirten Brief gerichtet, worin er die 
ihm angebotene Kandidatur als Mitglied des oberſten Uuterrichtsraths 
ausſchlägt. Hr. Guizot gründet ſeine Weigerung auf den Charakter 
des neuen Unterrichtsgeſetzes, von dem er befürchtet, daß es den Streit 
zwiſchen Kirche und Univerſität, den es beilegen ſoll, neu beleben und 
den moraliſchen Einfluß des Staates ſchwächen werde. 

Am 9. Juli, Morgens 5 Uhr, iſt in Madrid in einem an den 
Palaſt der Königin anſtoßenden Hauſe Feuer ausgebrochen. Trotz der 
ſchnellen Hülfsleiſtung wurde genannter Palaſt von dem Feuer ergrif⸗ 
fen. Einige Gemächer wurden ſehr ftarf beſchädigt. 

Paris, den 15. Juli. (Tel. D. d. D. R.), Das Geſetz wegen 
der gegenfeitigen Unter ſt ützungskaſſen wird in dritter Berathung 
mit 560 gegen eine Stimme angenommen. Die Tagesordnung über 


das Preßgeſetz führt zur Annahme zweier Amendements von Daceaur 
und Riancey, wodurch die in Lieferungen erſcheinenden Werke und die 
Romanfeuilletons einem Stempel unterworfen werden; ſodann wer⸗ 
den noch Artikel 11 und 12, letzterer mit einem Amendement von Gi— 
rardin, angenommen. a 3 . 

Paris, den 16. Juli. Ju der Legislativen wird das ganze 
Preßgeſetz mit 392 gegen 205 Stimmen augenommen. Montalem⸗ 
bert erſtattet den Kommiſſionsbericht über die Urlanbsfrage und bean⸗ 
tragt Z monatliche Kammerferien dam 16. Auguſt ab. Der Miniſter 
Baroche erklärt, dem „Ponvoir“ ſei der Straßenverkauf entzogen; die 
Regierung halte in Betreff der Verfaſſungsreviſton feſt an der Konfti- 
tution. (Tel. Korr. d. Berl. Bür.) 


Großbritannien und Irland. 

London, den 13. Juli. Das Leichenbegäugniß des Herzogs 
von Cambridge wird morgen früh Statt finden. Die Leiche wird in 
dem Grabgewölbe der Pfarrkirche von Kew beigeſetzt werden. — Der 
durch die Parteiaufzüge und die aus denſelben hervorgehenden Kämpfe 
berüchtigte 12. Juli iſt auch diesmal in Irland nicht ohne Blutvergie⸗ 
ßen vorüber gegangen. Bei dem Schlagbaum von Malone trafen 
fünf Polizei-Konſtabler um Mitternacht Volkshaufen auf einem Zuge, 
der eben im Begriſſe war, ſich zu ordnen. An der Spitze ſtand ein 
junger Burſche, welcher eine große mit orangefarbenen Lilien geſchmückte 
Trommel oh: Als die Polizei dieſen verhaftete, ward fie von der 
verſammelten Menge mit Steinwürfen angegriffen und es wurden 
Verſuche gemacht, den Gefangenen zu befreien. Die Konſtabler erreich- 
ten zwar mit dem Gefangenen und der Trommel ihre Station; doch 
ward das Gebäude ſogleich belagert und alle nach vorne herausgehen⸗ 
den Foͤnſter zerbrochen. Da der Haufe weder auf Bitten noch Drohun⸗ 
gen hören wollte, fo ſah ſich die Polizei endlich genöthigt, zur Selbſt⸗ 
Vertheidigung von ihren Feuerwaſſen Gebrauch zu machen. Zwei der 
Angreifer, beide junge Leute, wurden ſchwer verwundet. Eine Unter⸗ 
ſuchung des Vorfalles follte geſtern augeſtellt werden. 

t 


ien. 

Rom, den 5. Juli. (D. R.) Es war bereits vor längerer 
Zeit in öffentlichen Blättern die Rede von einem Anerbieten franzöſi⸗ 
ſcher Legitimiſten, der hieſigen Regierung ein Truppenkorps in Frank⸗ 
reich anzuwerben. Dieſe Angabe ſcheint gegründet geweſen, und die 
Unterhandlungen in der Stille fortgegangen zu fein. Wenigſtens höre 
ich aus guter Quelle, daß mit dem geſtern eingetroffenen Dampfſchifſe 
ein Unterhändler der Partei angelangt ift, beauftragt, dem Papſte ein 

ekt vorzulegen, nach welchem die Legitimiſten Frankreichs ihm eine 
Truppenmacht von 4000 Mann (doch wohl ohne Ausrüſtung) ſtellen 
wollen; 2800 Mann ſollen Infanterie, 1200 theils leichte, theils 
ſchwere Kavallerie ſein. ö 

Turin, den 12. Juli. Geſtern hat auch der Senat mit 49 un⸗ 
ter 53 Stimmen das Kommiſſionsgeſetz über die neue Rentenanleihe 
von 6 Millionen angenommen. (Tel. Korr. d. Berl. Bür.) 

Neapel, den 6. Juli. Wegen der Britiſchen Entſchädigungs⸗ 


669 
forderung wird unterhandelt; bereits ſind auf dieſem Wege beſtimmte 
Summen angeboten. (Tel. Korr. d. Berl. Bür.) 


Locales ꝛc. 

Poſen, den 18. Juli. In der geſtrigen Stadtverordnetenſitzung 
— der erſten der diesmaligen Sitzungsperiode — wurden zunächſt die 
neugewählten 8 Mitglieder: die Herren Abr. Aſch, von Blumberg, 
Jak. Königsberger, Ed. Mamroth, Neumann, Ordelin, Pilaski und 
Stojanowski von dem bisherigen Vorſteher, Kanzleirath Knorr, in 
ihr Amt eingeführt, und darauf zur Neuwahl des Bureau's für das 
Jahr 1859 geſchritten. Zu Wahlaſſiſtenten wurden ernannt die Her⸗ 
ren von Blumberg und Ed. Mamroth. Zuerſt wurde der Vorſteher 
erwählt. Stimmzettel waren vorhanden 21; davon erhielten: Profeſ⸗ 
for Müller 11, Juſtizrath Pilaski 8, Kanzleirath Knorr 2 Stimmen. 
Hr. Müller hatte ſomit die abſolute Majorität erhalten und übernahm 
ſofort den Vorſitz. Nachdem er für das ihm bewieſene Vertrauen ge⸗ 
dankt und die Unterſtützung des Kollegiums bei Führung ſeines Am⸗ 
tes in Anſpruch genommen hatte, wurde zur Wahl des Schriftführers 
geſchritten. Der bisherige Sekretär, Herr Moritz Mamroth, erhielt 12, 
Hr. v. Crouſaz 7, Hr. Ed. Mamroth 1 Stimme, ein Zettel war un⸗ 
gültig; ſomit war Hr. Moritz Mamroth wieder gewählt. Bei der darauf 
erfolgenden Wahl des Stellvertreters des Vorſtehers theilten die Stim⸗ 
men ſich zwiſchen den Herren Pilasfi und Knorr, von denen erſterer 11, 
letzterer 10 Stimmen erhielt, fo daß erſterer die abſolute Majorität 
batte. Bei der Wahl eines ſtelloertretenden Schriftführers erhielten 
Hr. v. Crouſaz 13, Hr. Neumann 6, Hr. Ed. Mamroth I und Hr. 
o. Blumberg 1 Stimme. Hr. Pilaski und Hr. v. Crouſaz nahmen die 
Wahlen an. — Hierauf enutſpann ſich eine intereſſante Discuſſion 
über das Reklamationsgeſuch des Grundbeſitzers Hrn. Biſchof, deſfen 
neu erbautes Grundſtück auf der Mühlſtraße vom 1. Januar 1850 
ab zur Zahlung einer Grundſteuer von circa 63 Thlrn. herangezogen 
worden iſt. Hr. Biſchof reklamirt dagegen; weil zwar die Brauerei⸗ 
Gebäude und das Erdgeſchoß des Hauſes ſeit 1818 benutzt und be⸗ 
wohnt, die übrigen Stockwerke aber bis jetzt noch nicht ausgebaut ſeien, 
er mithin noch einen Auſpruch auf zweijährige Steuerfreiheit nach 
den diesfälligen Beſtimmungen des Geſetzes habe. Magiſtrat und 
Einſchätzungskommiſſion haben das Geſuch zurückgewieſen, und Hr. 
Biſchof hat ſich nunmehr an die Stadtverordneten gewandt. Es wurde 
der Gegenſtand durch die Herren Knorr, v. Cronuſaz, Pilaski, den Vor⸗ 
ſteher und Andere von allen Seiten erörtert, doch behielt zuletzt die 
Anſicht die Oberhand, daß der Nichtausbau eines Theils eines Gebäu— 
des bei Feſtſctzung des Termines zur Erhebung der Grundſteuer aus 
dem Grunde nicht maßgebend ſein könne, weil ſonſt ein Gebäude von 
deſſen Beſitzer willkürlich auf lange Jahre hin zum Nachtheil der Kom- 
mune ſteuerfrei erhalten werden könnte. Die Reklamation des Herrn 
Biſchof wurde daher mit großer Stimmenmehrheit zurückgewieſen — 
Hiernächſt wurden ſtatt der ausgetretenen, neus Mitglieder zur Ein⸗ 
kommenſchätzungs-Kommiſſion, zur Sparkaſſen⸗Deputation, ſo wie zur 
Fachkommiſſion für Gewerbe-Angelegenheiten gewählt. 

(Schluß folgt.) 

Poſen, den 18. Juli. In der erſten diesmaligen Schwurge⸗ 
richtsſitzung erſchienen 6 Angeſchuldigte auf der Anklagebank, die Ta⸗ 
gearbeiter Franz Kulski, Michael Nowak, Kaspar Rataj⸗ 
czat, Vincent Kurtkowiak, Johann Juskowiak und Anton 
Chndzyusti, ſämmtlich aus Dolzig. Das ihnen ſchuldgegebene 
Verbrechen iſt Theiluahme am Tumult. 

Am I. Februar 18419 gegen Abend drangen ein Paar betrun⸗ 
tene Manner in die Schänke des David Lewin zu Dolzig ein. Die⸗ 
fer, welcher ſofort den Zuſtand derſelben erfannte, wollte ſie zurückdrängen, 
aber der Eine jener Beiden war bereits in das Schenkzimmer eingetreten 
undes gelang Lewin daher nur noch, vor dem Zweiten die Thür zu ſchlie⸗ 
ßen. Während der bereits Eingetretene den David Lewin zu miß⸗ 
handeln begann, ſammelten ſich draußen Leute, welche dem Ausgefperr- 
ten zu helfen ſich anſchickten. Die Ihre mußte geöffnet werden, und 
es drang nun ein großer Haufe, worunter die Angeklagten, in die 
Schenke hinein; ein Theil derſelben befand ſich im trunkenen Zuſtande, 
namentlich auch der Angeſchuldigte Nowak, welcher den Raͤdelsfüh⸗ 
rer abgab. David Lewin, ebenſo wie ſeine Ehefrau Rieke Lewin 
wurden geprügelt und auf verſchiedene Weiſe gemißhandelt, was ſelbſt 
die mittlerweile erſchienenen Polizei-Beamten, der Pol.⸗Bote Lagocki 
und der Gensd'arm Walter nicht zu hindern vermochten. Lagocki 
ſah ſich endlich genöthigt, den Bürgermeiſter und Diſtrikts-Kommiſſa⸗ 
rius Run au ſelbſt zu Hülfe zu holen. Doch auch ſeine Ermahnun⸗ 
gen fruchteten Nichts. Der Haufe, welcher auf die Straße herausge⸗ 
kommen, ſpottete derſelben und ſkandalirte nach wie vor. Der Ange⸗ 
klagte Nowak vergriff ſich ſogar an dem Bürgermeiſter und wollte 
ihm ſeinen Stock entreißen, und Ratajezak rief ihm drohend zu, er 
möge dafür ſorgen, daß der Polizeibote Lagoeki ſich nicht wieder auf 
der Straße ſehen laſſe, ſonſt würden ſie ihm die Knochen im Leibe 
entzwei ſchlagen. Der Genannte war in der That in ſolcher Weiſe 
von den Tumultuanten bedroht worden, daß er ſich durch ein an der 
Straße belegenes Haus hatte flüchten müſſen. Da der Bürgermeiſter 
Run au ſah, daß ſeine Aufforderungen, auseinander zu gehen und ru⸗ 
hig heimzukehren, fruchtlos blieben, ſo zog er ſich in ſeine Behauſung 
zurück, indem ihm die nöthigen Mittel zur gewaltſamen Wiederherſtel⸗ 
lung der Ordnung fehlten. Der tumultuirende Haufe tobte nun noch 
bis in die ſpäte Nacht auf der Straße und verübte dabei verſchiedene 
Erceſſe; von den Angeklagten ſchlug namentlich der Franz Kulski 
mit einem Steine ſo an eine Thür des Hauſes des Kaufmanns Fel⸗ 
bel, eines Schwagers des David Lewin, daß ein Stück derſelben 
abſprang; Johann Juskowiak dagegen ſchlug bei David Le⸗ 
win ſelbſt ein Fenſter ein, Anton Chudzynski ebenda eine Fen⸗ 
ſterlade und Feufter. — Alle dieſe Fakta werden heute von den Zeu⸗ 
gen beſtätigt. Die Zahl derſelben iſt ſehr groß, ſo daß in Folge deſſen 
die Verhandlung, zu der im Hinblick auf die vorausſichtliche lange 
Dauer derſelben 2 ſtellvertretende Geſchworene außer der gewöhnlichen 
Zahl zugezogen waren, erſt am folgenden Tage zu Ende geführt wer⸗ 
den konnte. Nach zweiſtündiger Berathung ſprachen ſchließlich die Ge⸗ 
ſchworenen das Schuldig über ſämmtliche Angeklagte, von denen ſie 
hinſichts des Nowak jedoch erklärten, daß er ſich im Zuſtande vermin⸗ 
derter Zurechnungsfähigkeit befunden. Der Staatsanwalt beantragte 
nunmehr Freiheitsſtrafen von reſp. 6 und 3 Jahren Zuchthaus, woge⸗ 
gen der Vertheidiger der Angefehuldigten, Juſtizrath Jem b ſch, feinen 
Strafantrag nur auf 1 Jahr reſp. 6 Monate Gefängniß begründete. 
Der Gerichtshof verweilte ebenfalls faſt 2 Stunden in ſeinem Bera⸗ 
chungszimmer und verkündete dann das Erkenntuiß dahin, daß Kul⸗ 
8 ki, Nowak und Kurtkowiak mit anderthalb Jahr Zuchthaus, 
Ratajezat, welcher ſich in Militairverhältniſſen befindet, mit 7mo⸗ 
natlicher Einſtellung in eine Strafſektion, endlich Juskowiak und 
Chudzynski mit 7 Monat Gefängniß zu beſtrafen. 


Poſen, den 17. Juli. Heute erfolgte unter Leitung des erſten 
Präſidenten des hieſigen Appellationsgerichts, Herrn Bielefeld, in 
einberufener General⸗Verſammlung die Neuwahl der nach 1 er 
Amtsthätigkeit nunmehr durch das Loos ausſcheidenden Hälft 5 
Mitglieder und Stellvertreter des unter den Rechtsanwälten und No⸗ 
tarien im Bezirte des Appellationsgerichts zu Poſen hier beſtehenden 
Ehrenraths. Als neue Ehrenraths⸗Mitglieder find durch abſolute 
Stimmenmehrheit gewählt die Herren Dönniges, Tf chu ſchle und 
Gierſch in Poſen, Eomann in Koſten — wieder gewählt — und 
Leiber in Pleſchen, welche nebſt den im Ehrenrathe verbleibenden aͤl⸗ 
tern Mitgliedern Boy und Gregor in Poſen, Wittwer in Woll⸗ 
ſtein und Rüden burg in Pleſchen den Ehrenrath für die drei näch⸗ 
ſten Jahre bilden. Zu den im Amte verbleibenden Stellvertretern 
Guderian in Poſen und Horſt in Krotoſchin treten als neu ge lt 
hinzu die Herren v. Gizoeki in Samter und Kut ner in Frauſtadt. 
Zum Vorſitzenden des Ehreuraths wurde einſtimmig wieder gewählt 
der bisherige Vorſitzende, Landgerichts⸗-Rath Boy in Poſen, welcher 
am Schluſſe der Verſammlung eine Ueberſicht der bisherigen Thätig⸗ 
keit des Ehrenraths mittheilte. 177 1 

4 Aus dem Frauſtädter Kreiſe, den 14. Juli. Die Ver⸗ 
handlungen in der gegen den früheren Bürgermeifter Kuhn zu Bent⸗ 
ſchen erhobenen Anklage wegen Maſeſtätsbeleidigung und die 
von derſelben erfolgte Freiſprechung des Angeklagten durch das Liſſaer 
Schwurgericht, worüber ich Ihnen bereits geſtern eine kurze 4 itthei⸗ 
lung gegeben, haben eine mehr als lokale Bedeutung. Es wird daher 
für den Kreis ihrer Leſer von Intereſſe ſein, den Verlauf derſelben 
mit einigen weſentlichen damit zuſammenhängenden Nebenumſtänden 
kennen zu lernen. . 2 

Der frühere kommiſſariſche e Benjamin Kuhn 
zu Bentſchen, Meferiber Kreiſes, 5 Jahr alt, ſcheint zu den Na⸗ 
turen zu gehören, die durch die Härte eines unerbittlichen Geſchicks 
gleich ſehr, wie durch eigenes Verſchulden in Lebensbahnen gedrängt 
worden, in denen ſie ſelten ein anderes, als tragiſches Ende finden 
können. Von Natur nicht böswillig, aber ſehr reizbaren Temperaments, 
ſcheinen die ſehr drückenden häuslichen Verhältniſſe in eben dem Maaße 
den innern Frieden des Kuhn geſtört zu haben, als ſie ihn mit Haß 
und Bitterkeit, mit Widerwillen und Feindſchaft nach Außen hin er⸗ 
füllten, was ſich vornehmlich feinen vorgeſetzten Behörden gegenüber 
mit denen er in Folge deſſen in unausgeſetztem Widerſpruche gelebt 
haben ſoll, kund gegeben. Eine natürliche Folge dieſer anomalen Ver⸗ 
bältniſſe mußte die ſein, daß er zu Beförderungen und anderweitigen 
Verſorgungen nicht zugelaſſen ward, weil er bei ſeiner onſtigen u e⸗ 
ſtrittenen Brauchbarkeit und bei ſelbſt guten Vorkenntniſſen, die ihm 
gleichfalls nicht abgeſprochen werden dürften, die er ſelbſt aber allzu⸗ 
ſehr überſchätzte, im Dienſte den Anordnungen ſeiner Vorgeſetzten 
gegenüber ſich oft renitent bewieſen, und wenn er für bene a 
widrigkeiten zur Verantwortung gezogen wurde, in ſeinem Widerſtande 
und in ſeiner ungebührlichen Rechthaberei verharrte. Von den Ver⸗ 
waltungsbehörden, die er unausgeſetzt mit ſeiner Anſtellungsberechti⸗ 
gung anging, vielleicht mitunter nicht ohne einige Härte zurückg ieſen, 
wendete er ſich an den Prinzen von Preußen, und bat um deſſen Ver⸗ 
mittelung, und da dieſe ihm von dieſer Seite nicht werden konnte, ſo 
wendete er ſich zuletzt an die Perſon des Königs. Allein auch hier hatten 
ſeine Geſuche und Vorſtellungen nicht den gehofften Erfolg, da die er⸗ 
forderten Berichte der Verwaltungsbehörden wenig zu ſeinen Gunſten 
lauten konnten. Kuhn glaubte ſich perſönlich gehaßt und verfolgt; er 
wollte gehört ſein, und da ihm Auslaſſungen in ſeinem Sinne nicht 
verſtattet wurden, fo griff er zuletzt zu dem verzweiflungsvollen Mit⸗ 
tel der Majeftätsbeleidigung, um vor die Schranken der . 
lichen Gerichte ſeine Sache bringen zu können und wo möglich hier 
ſeinen eingebildeten Verdienſten und Talenten Geltung zu verſchaffen, 
zugleich aber auch für die ihm vermeintlich widerfahrenen Unbillen 
das größere Publikum zum Richter zu machen. Es iſt keine ſeltene 
Erſcheinung, daß überſpannte Naturen dieſer Art einen ſolchen Aus⸗ 
weg wählen, obſchon ſie wohl wiſſen, daß dieſe eher zu 9 f r⸗ 
derben als zum Heile führen. Sein krankhaft geſteigerter und ſchein⸗ 
bar bis zur äußerſten Potenz ausgebildeter Egoismus erfüllte ihn zu⸗ 
gleich mit der fixen Idee als der Vertreter aller derer zu een 
gleich ihm unter der ungerechten Behandlung und dem rücſicht oſen 
Drucke harter Vorgeſetzten zu leiden haben. Geht das Letztere aus 
ſeinen eigenen Aeußerungen gegen diejenigen hervor, die er als ſeine 
Leidensgenoſſen betrachten zu können glaubte, ſo wird jener Egoismus 
durch die von ihm ausgeſprochene Bemerkung die gehörige Wurdigung 
ſinden können, daß der Waldeckſche Prozeß gegen bew fi 
nigen in den Schatten geftellt werden würde. 

Unterm 3. März v. J. wendete er ſich zuletzt in einer Zu at⸗ 
Vorſtellung an den König, welche mit waß we en Ausfällen gegen 
Se. Majſeſtät angefüllt iſt, und von der der eidiger des Ange⸗ 
klagten, Rechtsanwalt Stieber, unſers Erachtens vollkommen be⸗ 

uugt war zu jagen, daß nur ein Verrückter der Verfaſſer und Ab⸗ 
feier eines ſolchen Schreibens fein könne; unter Anderm hieß es 
darin; „Ew. Majeſtät haben dem Volke Gerechtigkeit ohne Anſehn 
„der Perſon zu üben verſprochen; da es mir nicht möglich iſt von 
„Allerhöchſt Ihnen ſolche zu erlangen, ſo halte ich Ew. Majeſtät in 
„Hinſicht meiner Perſon bis dahin für meineidig, und werde keinen 
„Auſtand nehmen dieſes an geeignetem Orte öffentlich auszusprechen. 
„Ich erkläre aber auch, daß ein Ehrenmann für ſeine Perſon eine Un⸗ 
„derantwortlichkeit nicht in Anſpruch nehmen wird, und m 

„Majeſtät des Mangels an Ehrenhaftigkeit beſchuldigen, 
„da Allerhöchſt Sie mir ſeloſt den Beweis daffir in den gegen mich 
„bisher beobachteten Verfahren gegeben haben.“ Nachdem er hierauf 
bon feiner Liebe zur Dynaſtie und feinen gebrachten, Opfern geſprochen, 
fährt er fort: „Ich kann deshalb das feindliche Auftreten 
„Tſchech's nicht mehr verdammen, obgleich ich die Ab ſicht des 
„Mordes bitter tadeln muß.“ — „Fließt das Blut, Nis mache 
„Großen in Allerhöchſt Ihren Adern, dann müjlen, Ew. Dajeftät 
„gegen mich die Unterſuchung wegen Majeſtätsbeleidigung befehlen, 
„und was ich hier behauptet habe, werde ich in derſelben auch öffent⸗ 
„lich beweiſen.“ ., 21 Ari 

Auf Grund dieſes Schreibens ward die Anklage wegen Maje⸗ 
ſtätsbeleidigung gegen Kuhn eingeleitet, Der Angeklagte gehört vor 
die Jurisdiction zu Meſeritz; hat jedoch den dortigen Gerichtshof p 
da er in feinen früheren Verhältniſſen denſelben ſchriſell 
beleidigt, deshalb auch zur Unterſuchung gezogen und verurt 
früher in Criminal⸗u 


beauftragt, welche unter ungeheurem Zudrang des hie gen und aus⸗ 
wärtigen Publikums in der Sitzung des hieſigen Schwurgerichts vom 
13. d. M. ftattfand. 


vorliegenden Manuſtripte weitläufig über den Gegenſtand feiner gegen⸗ 
wärtigen Anklage aus. Er verfuchte eine Skizze feiner Lebensverhält⸗ 
niſſe zu zeichnen, und wollte aus dieſen fein Verfahren als einen Akt 
der Nothwehr und Selbſthülfe rechtfertigen; er hält ſich im Uebrigen 
des angeklagten Verbrechens für nicht ſchuldig, weil Recht und 
Gerechtigkeit fordern, keinem Menſchen zum Verbrechen angerechnet 
werden könne. — Wie ſchon gemeldet, erklärten die Geſchworenen 
nach etwa einſtündiger Berathung den Angeklagten einſtimmig 
für nichtſchuldig, wegen Unzurechnungsfähigkeit deſ⸗ 
ſelben, welche fie annahmen, trotz des Gutachtens dreier Kreis: 
phyſiei, der Doktoren Caſſel aus Wollſtein, Geßler aus Meſeritz und 
Braunſchweig aus Liſſa, welche den Inkulpaten ſämmtlich als voll⸗ 
kommen zurechnungsfähig bezeichnet, wobei nur der Erſtgenannte er⸗ 
Härt, daß nach feinem Dafürhalten der Angeſchuldigte im Gebiete der 
Religion und Politik einen großen Hang zur Schwärmerei offen⸗ 
bare. Der Gerichtshof ſprach auf Grund jenes Ausſpruchs der Ge— 
ſchworenen den Angekl. von der Anklage frei. Nunmehr beantragte 
der Staatsanwalt, da gegen ſeine Erwartung eine Freiſprechung er⸗ 
folgt ſei, bei dem Widerſpruch der Aerzte und der Jurp in der Be⸗ 
hauptung der Zurechnungsfähigkeit, die Verweiſung der Anklage an ein 
neu zu bildendes Schwurgericht, ſo wie den Angeklagten, da nach dem 
Erkenntniß und dem Verdikt der Geſchworenen ſeine Unzurechnungs⸗ 
fähigkeit feſtſtehe, au die Polizeibehörde abzuliefern, um ihn demnächſt 
einer Heil⸗Irren⸗Anſtalt zu überweiſen. Der Vorſitzende des Gerichts- 
hofes erklärte jedoch die Verweiſung der Anklage an ein neues Schwur⸗ 
gericht aus dem Grunde für unznläffig, weil nach dem Geſetze vom 3. 
Januar 1849 eine ſolche Verweiſung nie zum Nachtheil des Angekl. 
erfolgen dürfe und auf den weiteren Antrag des Staatsanwalts be— 
ſchloß ſchließlich der Gerichtshof, daß, da die Geſchworenen ihr Verdikt 
zu begründen nicht gehalten ſeien, der Gerichtshof daher von der ge⸗ 
ſchehenen Begründung abſtrahiren müſſe, die Annahme der Unzurech- 
nungsfähigkeit dagegen durch das übereinſtimmende amtliche Urtheil 
dreier Phyſiei widerlegt ſei — der Antrag des Staatsanwalts zurück 
zuweiſen und der Angeklagte ſofort in Freiheit zu ſetzen ſei. 
Bromberg, den 16. Juli. Von hier aus wird alle vier 
Wochen ein Commando der hier ſtehenden Regimenter nach dem nahe 
gelegenen Städtchen Coronowo abgeſandt, um dort die Wachen bei 
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der Strafanſtalt zu halten, auch etwaige Exceſſe der Sträflinge zu ver— 
hüten. Dabei wechſelt das hier garniſonirende 21. Infanterie-Regiment 
mit dem Aten. Schon mehrfach find in Coronowo von den dorthin kom⸗ 
mandirten Soldaten des 4. Regiments Exceſſe verübt, während die 
des 21. Regiments mit den dortigen Einwohnern ſich ſehr gut ſtehen, 
und die Bürger von Coronowo ſollen ſich daher gegen die Commando's 
des 4. Regiments ausgeſprochen und zugleich die Abſicht haben, ſich 
an's Generalkommando mit der Bitte zu wenden, ihnen fortan nur 
Commando's vom 21ſten, nicht aber mehr vom 4. Regimente zu ſchicken. 
Auch das letzte Commando des 4. Regiments, welches erſt am verfloſſe— 
nen Freitag hierher zurückgekehrt iſt, hat dort wieder mit dem Civil 
eine große Prügelei gehabt, welche nur durch das energiſche Auftreten 
des vorgeſetzten Offiziers und einiger Unteroffiziere gehemmt wurde. 
Es ſind dabei mehrere ſehr erhebliche Verletzungen vorgekommen, und 
namentlich ſind die Soldaten ſehr hart mitgenommen, da einige Bauern 
der dortigen Gegend, welche gerade des Marktes wegen anweſend was 
ren, von ihren Knütteln ſehr kräftigen Gebrauch machten. 
Verantw. Redakteur: C. E. H. Violet. 

— — — — 

Die „Deutſche Reform“ bringt in No. 993. vom 1I. Juli d. J. 
folgenden Artikel: „Es kommt häufig vor, daß die Exekutoren bei 
Vollſtreckung der Erekutionen Privatperſonen, namentlich Arbeitsleute 
zuziehen, um beim Transport der abgepfändeten Sachen zu helfen. 
Es kommen häufig Widerſetzlichkeiten gegen ſolche Arbeitsleute vor, 
und es war zweifelhaft, ob ſolche Widerſetzlichkeiten als gegen Abgeord— 
nete der Obrigkeit angeſehen und beſtraft werden könnten. Das Kam— 
mergericht hat ſich geſtern in einer öffentlichen Gerichts-Verhandlung 
für die Bejahung dieſer Frage entſchieden, indem es angenommen hat, 
daß jeder, den ein Abgeordneter der Obrigkeit zuzieht, 
um einen obrigkeitlichen Auftrag auszuführen, auch 
einen obrigkeitlichen Charakter annehme.“ Das hieſige 
Kreisgericht dagegen hat neulich in einer öffentlichen Sitzung eine Pers 
fon, die angeklagt war, einen Büreau-Gehülfen des Polizei-Commiſ— 
ſarius bei Ausübung der ihm aufgetragenen obrigkeitlichen Handlun⸗ 
gen beleidigt zu haben, um deshalb freigeſprochen, weil dieſer Büreau— 
Gehülfe nicht Beamter ſei. Hat nun dieſer Büregu-Gehülfe, der von 
einem Abgeordneten der Obrigkeit zur Ausführung obrigkeitlicher Auf— 


träge angenommen worden und ſogar aus Königlicher Kaſſe beſoldet 
wird, weniger einen obrigkeitlichen Charakter, als jene Arbeitsleute? 
Poſen, den 16. Juli 1850. 


Angekommene Fremde. 
Vom 18. Juli. 

Lauk's Hotel de Rome: Gutsb. Graf Potworowski a. Deutfch-Vreffe; 
die Nechtsanw. Scholtz u. Otto a. Meſeritz; Rechtsanwalt Machula 
u. Landrath Gläſer a. Schroda; die Kaufleute Wünſche a, Leipzig, 
Zetzſche a Neimark u Meyer a. Meinbernheim. 

Hotel de Baviere: Gutsb. v. Kurnatowski a. Pozarowo; Gymnaſtal- 
Direktor Körber a Tilſit; Fräul. v. Zeit u. Kommiſſionair Genrich 
a. Brandenburg; Kaufm. Zimmermann u. Frau a Danzig. 

Bazar: Frau Bürger Kraſzezynska a. Nawry, Fr. Bürger Kozycka und 
Fr. Bürger Pikarska a. Polen; Pächter Matecki a. Wronowo; die 
Beamten Thieme u. Grodzynski a. Warſchau. 

Hötel de Dresde: Frau Gutsb. v. Sadowska u. Gutsb v. Sadowski 
a Chocicza; Oberforſter Mittelſtädt a. Myradz. 

Hotel de Berlin: Zahnarzt Jakobi a. Königsberg; Fräul. v. Szymanska 
a Trzemeſzuo; Fräul v. Wojkowska a. Schroda; Oberamtm. Möller 
u. Tochter a. Thorn; Neferendar Boſſart a. Breslau; Kaufmann 
Zantner a Wronke; Oberförſter v. Trapezynski a. Santomysl; die 
Gutsb. Arnolt a. Myſtki u. Wolinski aus Schroda; Frau Kanzlei⸗ 
Direktor Gellert a. Koften 

Goldene Gans: Kaufm. Dickmann a Stettin; Landwirth Föhring aus 
Strykowo. 

Hotel à la ville de Rome: Die Gutsb Kierski a. Chrzypsko u. Szeza⸗ 
niecki a. Chelmno; Generalbevollm. Szmitt a. Neudorff. 

Hotel de Paris: Gutsb. Nadonski a. Dominowo; Fr. Gutsb Wich⸗ 
linska a Unia; die Gutsb. Klinsti u. Dabrowski a. Sluczyn. 
Hötel de Pologne: Bürgerm. Neubert a. Obrzycko; Wirthſchaſts⸗In⸗ 
ſpektor Krüger aus Inewraclaw; Buchhalter Güttner a. Boblin; 

Kupferſchm. Petrich a. Nogafen. l 

Im eichnen Born: Kaufſm Moſes a Kigz; Fr. Kaufm. Levy a. Skar⸗ 
boſzewo; Kauſmannstochter Nofenthal a. Bromberg; die Kaufleute 
Cohn a. Bromberg, Landsberg a. Santomysl, Meißner u. Rofenthal 
a. Samoczyn. 

Im Eichborn: Kaufm. Lublinski a. Gneſen; die Lehrer Bock a Nadel 
u. Weil a. Witkowo; Kaufm. Plenski a Neuſtadt bei Pinne. 

Im Eichenkranz: Die Kaufl Zucker a. Liſſa und Katzenellenbogen aus 
Krotoſchin. 3 i 

In den drei Lilien: Lehrer Heintze u. Probſt Koluſz a. Czempin. 


Druck und Verlag von W. Decker & Comp. in Poſen. 


Stadttheater zu Poſen. 
Sonnabend den 20. Juli. Erſte Gaſtvorſtellung 
des Königl. Preuß. Hof⸗Schauſpielers Herrn 
Deſſoir: Hamlet; Trauerſpiel in 5 Akten 
von Shakſpeare, überſetzt von A. W. Schlegel. 
(Hamlet — Hr. Deſſoir.) 
Bei G. Reimer in Berlin iſt eben erſchienen 
und vorräthig in Poſen bei E. S. Mittler: 


K Shake peare's 
dramatiſche Werke, 


überfegt von Schlegel und Tieck. 
5 Erſter Band. 

Die Ausgabe erſcheint in zwölf Bänden mit zwölf 
Stahlſtichen. Preis für jeden Band 10 Sgr. 
Bei L Weyl & Comp. in Berlin ift fo eben 
erſchienen und in allen Buchhandlungen, in Poſen 
bei Gebr. Scherk zu haben: 

Die Preuß. Geſetzgebung 
1 

ſeit 1848. 
Enthaltend alle ſeit 1848 bis Mitte Juni 1850 er⸗ 
laſſenen Geſetze. Ein Handbuch für Juſtiz⸗ u. Ver⸗ 
waltungs⸗Beamte, fo wie für jeden Geſchaftsmann. 
Herausgegeben von Pegert und Straube. 
. Preis geh. 12 Sgr. 

Auch unter dem Titel: 


Anhang zu Zimmermann's 
Landrecht, 


worauf wir die vielen Beſitzer dieſes Werks noch be⸗ 
ſonders aufmerkſam machen. 


Ferner erſchien jo eben: 
Der Preuß. Geſchworne. 
Enthaltend die Verordnug vom 3. Januar 1849, 
nebſt vollſtändiger Erläuterung ꝛc. Ein unentbehr⸗ 
liches Hülfsbuch für jeden Geſchwornen. 
Von P. Fiſcher. Preis geh. 5 Sgr. 
Kein Geſchworener ſollte die geringen Koſten 
ſcheuen, ſich dieſes Werkchen anzuſchaffen, das ihm 
eds über Alles ihm Wiſſenswerthe Auskunft 
ertheilt. 


Nothwendiger Verkauf. 
Königl. Kreis⸗Gericht zu Gneſen. 
Das Kaufmann Franz Dartſchſche Grund⸗ 
ſtück Gneſen No. 33/15., abgeſchätzt auf 5826 
Rthlr. 28 Sgr. 4 Pf., zufolge der nebſt Hypothe⸗ 
kenſchein und Bedingungen in der Regiſtratur eins 
zuſehenden Taxe, ſoll 
am 6. Februar 1851 Vormittags 11 Uhr 
an ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 
Bekanntmachung. 
Zur Sicherftellung des für das Jahr 1851 erfor⸗ 
derlichen ee . von 
1752 Klaftern en⸗Klobenholz ), A 
30 * Birkenholz holz | inel. Anfuhre, 
wird mit höherer Genehmigung ein Lieitationstermin 
am 22. Juli c. Vormittags 9 Uhr 
am Geſchäfts⸗Lokal der unterzeichneten Verwaltung 
im Intendantur⸗Gebäude (St. Martin- und Wall⸗ 
ſtraßen⸗Ecke) anberaumt, wozu Lieferungsluſtige 
mit dem Bemerken eingeladen werden, daß die des⸗ 
fallſigen Bedingungen bei uns zur Einſicht bereit 
liegen und daß, wenn auch der Bedarf auf Kiefern⸗ 
Holz nicht geſtellt iſt, es zur Beurtheilung der zu 
wählenden Holzart erforderlich iſt, auch die Gebote 
auf Kiefernholz auszudehnen. 
Poſen, den 13. Juli 1850. 
Königl. Garniſon-Verwaltung. 


Bekanntmachung 
der General-Landſchafts-Direktion 
in Poſen. 

Am 17. Juli 1847 ſollen die von hier mit der 
Poſt an die Adreſſe Kramſta und Söhne in 
Freiburg abgeſandten Zins⸗Coupons pro ter- 
mino Johanni 1845 von nachſtehenden 4% Groß⸗ 
herzoglich Poſenſchen Pfandbriefen, 

a) über 250 Rthlr.: 

No. 60/1877. Oſiek, Kreis Kröben, 

19/1903. Sielee, Kreis Wongrowitz, 

51/2941. Komorze, Kreis Mrefchen, 

54/670. Golebin, Kreis Koſten, 
45/3147. Klein⸗Rogaezewo, Kr. Koſten, 
35/3298. Pſary, Kreis Adelnau, 
74/2961. Lomnitz, Kreis Meſeritz; 

b) über 100 Rthlr.: 
No. 43/10,907. Kluezewo, Kreis Koſten; 
c) über 50 Rthlr.: 

No. 52/4659. Janowiee, Kreis Wongrowitz, 
- 65/315. Bronifzewice, Kreis Pleſchen, 
« 567/5199. Wronke, Kreis Samter; 

d) über 25 Ntblr.: 
No. 217/2434. Milos law, Kreis Wrefchen, 
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- 21872435. dto. z dto., 
4 219/2436. dto. 2 dto ni 
220/2437. dto. . dto., 
25/6136. Zerniti, Kreis Obornik, 

- 30/614). dto. z dto., 


43/6128. Lukowo, = dto., 
54/7098. Lag, Kreis Schrimm, 
57/7101. dtv. - dto., 
58/7102. dto. dto., 
93/8273. Orchowo, Kreis Mogilno, 
216/10, 191. Tomyäl, Kreis Vu, 
verloren gegangen ſeyn. Alle Bemühungen, den 
Finder oder den jetzigen Inhaber derſelben zu ermit⸗ 
teln, ſind bisher fruchtlos geweſen, und der Königl— 
Fiskus hat daher nach erfolgter Vorzeigung und 
reſp. Auslieferung an die Landſchafts⸗Kaſſe der be⸗ 
treffenden Pfandbriefe auf Amortiſation der erwähn⸗ 
ten Zins-Coupons angetragen. Der Verordnung 
vom 16. Januar 1810 gemäß werden demnach die 
Inhaber der oben verzeichneten Pfandbriefs-Zins— 
Coupons hiermit aufgefordert, dieſelben ſpäteſtens 
bis zum 16. Juli 1851 bei unſerer Kaffe zur 
Einlöſung zu präſentiren, widrigenfalls aber zu ge— 
wärtigen, daß nach Ablauf dieſes Termins die auf: 
gerufenen Zins-Coupons für völlig erloſchen erach- 
tet und deren Geldbetrag dem Ertrahenten des Auf- 
gebots ausgezahlt werden wird. 

Poſen, den 7. Juli 1850. 
General-Landſchafts-Direktion. 


Ziegelei-Verpachtung. 

Die ult. December d. J. pachtlos werdende, im 
Schutz-Bezirke Göra der hieſigen Ober-Förſterei, 
Meile von der Warthe, z Meile von der Stadt 
Zirke belegene Ziegelei, ſoll vom J. Januar 1850. 
ab auf ſechs hinter einander folgende Jahre 

Montag den 5. Auguſt e. 
von Vormittags 9 bis 11 Uhr in der unterzeichneten 
Oberförſterei meiſtbietend verpachtet werden. Die 
Pachtbedingungen find in der Regiſtratur der unter- 
zeichneten Oberförfterei einzuſehen. 

Königl. Oberförſterei Zirke, den 15. Juli 1850. 

Der Oberförſter Herbſt. 
SGrundſtücks⸗Verkauf, 

Zum Verkauf unſerer bei der Stadt Wronke un⸗ 
mittelbar an der Warthe und an unſerer Bahn be⸗ 
legenen Ziegelei, und dabei befindlichen Gebäuden 
und Ablage, ſowie der Ziegelei-Utenſilien, letzterer 
auch etwa beſonders, wird ein Termin 


u 


Mn 


auf den 30. Auguſt d. J. Vormittags 
11 Uhr an Ort und Stelle 
angeſetzt. 

Gebäude und Grundſtück eignen ſich auch zu ans 
deren gewerblichen Zwecken. 

Die Bedingungen können hier in unſerer Regi— 
ſtratur, in Poſen bei der Bau- und Betriebs-Inſpek⸗ 
tion und in Wronke beim Bahnhofs-Inſpektor ein- 
geſehen werden. 

Die Erklärung über den Zuſchlag erfolgt ſofort 
im Termin. i 
Stettin, den 15. Juli 1850. 

Direktorium 
der Stargard-Pofener Eiſenbahn-Geſellſchaft. 


Dem Herrn Regiments⸗Arzt Dr. Steinhauſen, 
dem edlen Menſchenfreunde und Wohlthäter der Ar— 
men und Kranken, ſage ich meinen tiefgefühlteſten 
Dank für die glückliche Operation des grauen Staars, 
wodurch mir das Augenlicht wieder geſchenkt wurde. 
Eben ſo danke ich demſelben für die mir zu Theil 
gewordene Unterſtützung. Gott erhalte den Edlen 
lange zum Wohle der leidenden Menſchheit. 
Fiſchel Jareezinski, 

Schneidermeiſter in Wreſchen. 


SENSE . 88. 
= Hotelde Dresde, 


® Zimmer No. 3. 1 Tr. 28 


ſollen aufs ſchleunigſte für ® 
Rechnung eines Hauſes aus & 
der Havanna ein Poſten äch⸗ & 
ter importirter Havanna-Ci⸗ & 
garren, deren Koſtenpreis 
Tauſend 36 bis 45 Rthlr. iſt, & 
für 12 bis 15 Mtblr. verkauft 

werden. 5 


8 
an er 8e sers: 8. 2 Se e 8 


Ein Knabe rechtlicher Eltern, des Schreibens 
und Leſens kundig, kann ſofort plaeirt werden in 
der Papier- und Glashandlung 
Peiſer & Brandt, 
Breiteſtraße 20. 


Ein junger Menſch, welcher Willens iſt, die 
Konditoreikunſt zu erlernen, fo wie ein Billard» 
Marqueur finden ſogleich, oder am 1. k. Mts. ein 
Unterkommen bei J. Giovanoli & Comp., 

Wilhelmsplatz No. 3. hierſelbſt. 


— Grätzer⸗Bier in Flaſchen u 
iſt einzeln, und in Parthieen von 8 Flaſchen für 12 
Sgr. ſtets gut zu haben bei 


R. Mewes, 
gr. Ritterſtr. No. 7. vis-A-vis dem Hufaren-Stall. 


Abgelagerte Bremer und Hamburger Cigarren 
empfiehlt 5 Adolph Billich in Poſen. 


Kanonenplatz No. 6. ſind zu vermiethen: 

im 1. Stock 2 Stuben nebſt Schlaffabinet, 
im 2. Stock 3 Stuben nebſt Küche. 

Eine feine Infanterie-Degenſcheide iſt auf der 
Landſtraße gefunden worden. Der Eigenthümer 
kann dieſelbe gegen Erſtattung der Inſertions-Ge⸗ 
bühren in Empfang nehmen in der Galanteriewaa⸗ 
ren⸗Handlung von Nathan Charig, 

Markt No. 90. 


Stargard⸗Poſener 
C.iſenbahn. 


A 


Um dem Publikum Gelegenheit zu etwanigen 
Luſtfahrten zu geben, gelten 
Sonntag den 21. d. Mts. 

die nach den Stationen Rokitnica, Samter 
und Wronke gelöſten Billets auch für die Rückfahrt 
an demſelben Tage, mit Benutzung der gewöhnli⸗ 
chen Züge. 

Bei ſtärkerem Beſuch in Rokitniea würde zur 
Abholung des Publikums ſpäter ein Zug von dort 


abgehen. 
Die Betriebs-Inſpektion. 


Nach Neun: York zc. 


wird erpedirt jeden Mittwoch und Sonnabend. 

Die Reife iſt ſchnell und billig, die Beköſtigung gut. 
Carl Sieg in Berlin, Königſtr. 14. 

NB. Auskunft auf mündliche und portofreie ſchrift⸗ 

liche Anfragen werden gern und koſtenfrei ertheilt. 


N Ur g 0 r 
NOTE GARMIN BERLIN, 
unter den Linden No. 72. 

Hiermit empfehle ich meinen neuen und bequem 
eingerichteten Gaſthof unter der Verſicherung der 


beſten und billigſten Bedienung. J. Cz ech. 


Mein Lager iſt von der Frankfurter Meſſe wie⸗ 
der friſch aſſortirt. 
Julius Pander, Kämmereiſtr. 15. 


Die Glanzwichsfabrik 
von 
Hermann Gülden in Groß-Glogau 
empfiehlt ihr Lager von Glanz-Wichſe 
in Schachteln, in Gebinden von ; u. 
Ctrs, und Krauſen zu ſehr billigen 
Preiſen bei Zuſicherung einer ſehr guten 
Waare, wobei namentlich auf die Con— 
ſervation des Leders hingearbeitet wird. 


Friſchen Räucher⸗Lachs und marinirten empfiehlt 
zu billigen Preiſen 
H. Caſſel 


J. ? 
Krämerſtraße No. 21. und Markt No. 60. 


Himbeeren: und Kirſchſaft, ohne Spiri- 
tus, iſt täglich friſch bei mir zu haben. 
Auch ſteht eine Quantität friſch abgeſtochener 
Spiritus-⸗Fäſſer zum Verkauf. 
Hartwig Kantorowiez, 
Wronkerſtraße 6. 


u Vergnügungs⸗Extrazug. 
Bezugnehmend auf die am Sonntag den 21. 
d. M. ſtattfindende Extrafahrt werde ich es zu er⸗ 
möglichen ſuchen, in dem bei Rokitnica ſchön geles 
genen Wäldchen durch Konzert, Feuerwerk, 
nebſt einem ländlichen Büffet ꝛe. das Vergnü⸗ 
gen dermaßen angenehm zu machen, daß fernere 
Wiederholungen gewiß wünſchenswerth erſcheinen 
werden. — Ein Näheres hierüber am Sonnabend, 
reſp. Sonntag. Mit dem Wunſche, daß recht zahl⸗ 
reiche Theilnahme das ſo ſchwierige als koſtſpielige 
Unternehmen im Intereſſe einer Wiederholung un⸗ 
terſtützen möge — — denn ſonſt hört Alles 
auf! — lade ich ergebenſt ein. Bornhagen. 


